
Der Wendepunkt
Sozialisten und weitere Aktive an der Uni Köln

Die aktuelle Debatte um die Griechenland-„Ret-
tungspakte“ ist medial von chauvinistischen
Stammtischparolen und Stimmungsmache ge-
prägt. Die Verlogenheit und Geschichtsvergessen-
heit solcher Stimmungsmache hat der deutsche
Finanzminister Schäuble auf den Punkt gebracht:
„Sie werden auch die griechischen Schulden nicht

durch wie immer zu konstruierende (sic!) deutsche

Verpflichtungen aus dem Zweiten Weltkrieg bezahlt

bekommen. Wer so was seiner Bevölkerung ver-

spricht, verschweigt ihr die Wahrheit. “ (Klare Wor-
te an Griechenland. Der Zorn des Schäuble. FAZ
vom 17.03.2015)

Die Wahrheit lautet: Der deutsche Staat steht auf-
grund seiner Geschichte in einer nicht zu ermes-
senden historischen Schuld gegenüber der inter-
nationalen Gemeinschaft und auch gegenüber
Griechenland, nicht umgekehrt. Das unvorstellba-
re Leid, dass Nazi-Deutschland über Griechenland
und den Rest der Welt gebracht hat, kann nicht
wieder gut gemacht werden, ohnehin nicht rein
finanziell. Daraus zu schlussfolgern, Forderungen
nach finanzieller Entschädigung und deutsche
Verpflichtungen seien „konstruiert“ ist schlicht zy-
nisch und eine offenkundige Verharmlosung des
deutschen Faschismus.

Zur historischen Wahrheit gehört auch, dass die
Bundesrepublik ihren wirtschaftlichen Auf-
schwung nach 1945 dem Marschall-Plan, einem
Schuldenerlass sowie dem Fakt, bis zum Ab-
schluss eines Friedensvertrags von seinen Repara-

tionszahlungen freigestellt worden zu sein, ver-
dankt.

Im faschistisch besetzten Griechenland waren
Verfolgung, Hinrichtung und Unterdrückung an
der Tagesordnung. Den größten Teil der griechi-
schen Forderungen machen Entschädigungszah-
lungen an Überlebende und Hinterbliebene sowie
Schadenersatz für zerstörte Infrastruktur aus.
Entschädigt werden müssen die Hinrichtung von
Kriegsgefangenen, Massaker an der Zivilbevölke-
rung, die Ermordung von Menschen durch den
Entzug von Lebensmitteln; die Opfer von Besat-
zung, Verfolgung, des Partisanenkampfes gegen
das Regime und der systematischen Ausplünde-
rung des Landes. Die faschistischen Gräueltaten
waren systematische Verbrechen gegen die
Menschheit.

Außerdem wurde die griechische Kollaborations-
regierung 1942 gezwungen, Nazi-Deutschland
einen zinslosen Kredit zu gewähren. Dieser –
selbst vom Nazi-Regime anerkannte Kredit – be-
trägt heute umgerechnet etwa 11 Milliarden Euro
und ist niemals abgegolten worden.

Seit den 90er Jahren hat die griechische Regie-
rung wiederholt Entschädigung für die Verbre-
chen Nazi-Deutschlands gefordert. Der griechi-
sche Finanzminister hat nun, als Konsequenz der
Arbeit einer Sonderkommission aus Experten der
griechischen Zentralbank und des Finanzministe-
riums die Gesamtkriegsschuld Deutschlands ge-
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genüber Griechenland auf 278,7 Mrd. Euro bezif-
fert.

Die Forderung nach Reparationszahlungen hat
Aktualität bekommen, weil spätestens mit den
Wahlen in Griechenland die brachiale und men-
schenunwürdige Austeritätspolitik der europäi-
schen Eliten in Frage steht. Sie wird zunehmend
beantwortet mit dem Anspruch eines menschen-
würdigen Lebens seitens der Bevölkerung. Dazu
gehört die berechtigte Forderung nach Reparati-
onszahlungen: Die griechische Bevölkerung war
wesentlich von faschistischer Besatzung und Krieg
betroffen und hat bisher keine relevanten Repara-
tionen erhalten. Sie müssen heute voll realisiert
werden. Zudem muss in der aktuellen Krise die
historische Lehre sein: Die humanitäre Katastro-
phe in Europa muss überwunden werden, die
Kosten der Banken- und Wirtschaftskrise dürfen
nicht weiter auf die Bevölkerung abgewälzt wer-
den – weder in Griechenland, noch in der BRD
noch europa- und weltweit. Es braucht statt Spar-
politik massive Investitionen in Arbeit, Gesund-
heit, Bildung und Kultur in ganz Europa, um die
Demokratie voll zu verwirklichen und ein men-
schenwürdiges und friedliches Zusammenleben
aller Menschen zu ermöglichen.

Das Studierendenparlament der Uni Köln fordert
daher:

X• sdie sofortige Rückzahlung des Zwangskredits
s• Xder faschistischen Besetzungsmacht samt Zin-

s•Xsen sowie angemessene Reparationszahlungen
s•Xan die Hinterbliebenen der Opfer,

X• sdie Aufarbeitung der faschistischen Verbre-
s•Xchen und ihrer Verschleierung nach 1945
s•Xnicht nur in Griechenland mit dem Ziel um-
s•Xfassender Entschädigung.

Der AStA initiiert in diesem Sinne eine Veranstal-
tung zur faschistischen Besatzung Griechenlands,
zum griechischem Widerstand und den Reparati-
onsforderungen Anfang des nächsten Semesters.
[. . . ] .

[Der Antrag wird] als Resolution des Studieren-
denparlaments in den Publikationsorganen des
AStA veröffentlicht und vom AStA über seinen
Presseverteiler verbreitet.




